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Entschädigung der Beisitzenden im Kanton Freiburg 

Hiermit unterbreiten wir Ihnen den Bericht zum Postulat 2021-GC-117 Kolly Nicolas / Kubski Grégoire. 
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1 Zusammenfassung des Postulats und Antwort des Staatsrats 

— 

Mit einem am 31. August 2021 eingereichten und gleichentags begründeten Postulat verlangen die Grossräte Nicolas 

Kolly und Grégoire Kubski einen Bericht über die Entschädigung der Beisitzerinnen und Beisitzer. 

Die Autoren des Postulats halten fest, dass der Lohn dieser Richterinnen und Richter bescheiden sei und dass es 

offenbar keinerlei Vergütung für Reisespesen oder für die Fallvorbereitung gebe. Sie vermuten, dass der Tarif seit 

mehreren Jahrzehnten nicht mehr angepasst wurde, und plädieren für seine Anhebung. Diese sei umso legitimer, als 

der Beitrag der Beisitzenden zum ordentlichen Funktionieren der Justiz in ihren Augen beträchtlich sei, da sie den 

Berufsrichterinnen und Berufsrichtern eine unverzichtbare Zusatzperspektive vermittelten. 

In seiner Antwort vom 22. Februar 2022 empfahl der Staatsrat dem Grossen Rat das Postulat zur Annahme und 

erklärte, dass die gewünschte Analyse sinnvoll sei und sowohl die betroffenen Personen als auch die entsprechenden 

Verfahren untersuchen werde. Neben einem angemessenen Stundenansatz für die Funktion der Beisitzenden und den 

damit einhergehenden Kosten sollte auch geprüft werden, welche finanziellen Auswirkungen eine höhere 

Entschädigung der Beisitzenden hätte. Der Grosse Rat nahm das Postulat am 24. März 2022 an. 

2 Ausgangslage 

— 

2.1 Wer sind die Beisitzerinnen und Beisitzer 

Als Beisitzer/in werden im Kanton Freiburg nebenberufliche Richterinnen und Richter bezeichnet, die in den 

folgenden Instanzen in einem Kollegialgericht tätig sind: Bezirksgerichte (Zivil- und Strafgerichte, Mietgerichte und 

Arbeitsgerichte), Friedensgerichte, Schlichtungskommissionen für Mietsachen und Gleichstellungsfragen, 

Wirtschaftsstrafgericht und Jugendstrafgericht, Rekurskommission der Universität, Rekurskommission für 

Bodenverbesserungen, Rekurskommission für die Ersterhebung, Enteignungskommission und Schiedsgericht in 

Sachen Kranken- und Unfallversicherung. 

Beisitzende sind in erster Linie nebenberufliche Richterinnen und Richter, die an der Seite der Berufsrichterinnen und 

Berufsrichter an Verhandlungen teilnehmen, um ihre besonderen Kompetenzen und/oder ihre Lebenserfahrung 

einzubringen. So tragen sie mit einer anderen Perspektive und praktischer Erfahrung zum Gerichtsverfahren bei. Für 

das Amt werden einfache Bürgerinnen und Bürger ohne juristische Ausbildung gewählt, um eine breitere 

Repräsentation der Gesellschaft zu gewährleisten und eine zu grosse Machtkonzentration bei den Berufsrichterinnen 

und Berufsrichtern zu vermeiden. Die Beteiligung von Beisitzenden soll die Unparteilichkeit und Transparenz des 

Justizsystems stärken, indem Personen aus der Zivilgesellschaft in den Entscheidungsprozess einbezogen werden. 

Neben diesen ersten Beisitzenden gibt es auch Beisitzerinnen und Beisitzer, die ebenfalls nebenamtlich tätig sind und 

aufgrund ihrer besonderen Kenntnisse in bestimmten Bereichen ernannt werden. Sie bringen bei komplexen Fällen 

zusätzliches Fachwissen ein. 

Mit der Bezeichnung Beisitzer/in werden daher zwei Kategorien von Richterinnen und Richtern zusammengefasst: 

«gewöhnliche» Beisitzende und «spezialisierte» Beisitzende. Während für die Ernennung von «spezialisierten» 

Beisitzenden besondere Fachkenntnisse (z. B. in Finanzfragen, Immobilienmanagement, Medizin usw.) verlangt 

werden, müssen «gewöhnliche» Beisitzende keine besonderen Bedingungen erfüllen. 
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2.2 Aktuelle Entlöhnung der Beisitzenden 

2.2.1 Beisitzende, die gestützt auf Artikel 79a JR (nebenberufliche Richter/innen) entschädigt werden 

Das Postulat hat in erster Linie jene Beisitzenden im Blick, die gemäss Artikel 79a des Justizreglements1 entschädigt 

werden. Wie aus dem Titel und dem ersten Absatz ersichtlich ist, bezieht sich diese Bestimmung jedoch auf 

nichtständige und nebenberufliche Mitglieder der Gerichtsbehörden. Gemäss Justizgesetz sind diese Beisitzenden in 

den Bezirksgerichten (Zivil- und Strafgerichte, Mietgerichte und Arbeitsgerichte), Friedensgerichten und 

Schlichtungskommissionen für Mietsachen sowie im Wirtschaftsstrafgericht und im Jugendstrafgericht tätig. 

Sie erhalten 190 Franken je ganztägige und 125 Franken je halbtägige Sitzung. Die Entschädigung für einen ganzen 

Tag wird ausgerichtet, wenn die Sitzung vier Stunden und mehr dauert, und jene für einen halben Tag, wenn die 

Sitzung weniger als vier, aber mindestens zwei Stunden dauert. Wenn die Sitzung weniger als zwei Stunden dauert, 

beträgt sie 60 Franken. Die Teilnahme an Sitzungen, die nach 17 Uhr beginnen, wird auf die gleiche Weise 

entschädigt; die Sitzungen werden jedoch selbst dann wie eine halbtägige Sitzung entschädigt, wenn sie weniger als 

zwei Stunden dauern. 

Der heute angewandte Tarif entspricht praktisch jenem von 1977. Artikel 79a JR, der den Tarif regelt, wurde 2015 

verabschiedet. Er übernahm jedoch im Wesentlichen die Regelungen aus dem Beschluss vom 5. Dezember 1977 

betreffend die Festsetzung der Entschädigungen der Mitglieder der Gerichtsbehörden und insbesondere den Tarif von 

190 Franken pro Tag und 125 Franken pro Halbtag für nebenberufliche Richterinnen und Richter. Seit 2015 ist die 

Entschädigung der Beisitzenden für Sitzungen von weniger als zwei Stunden ausserdem auf 60 Franken festgesetzt. 

Das JR sieht hingegen für die Beisitzenden der erstinstanzlichen Gerichtsbehörden generell keine Entschädigung für 

die Sitzungsvorbereitung vor. Artikel 79b JR behält die Vergütung für die Sitzungsvorbereitung ausdrücklich 

Ersatzrichterinnen und Ersatzrichtern des Kantonsgerichts sowie Richterinnen und Richtern der Schiedsgerichte für 

Sozialversicherungssachen (Schiedsgericht in Sachen Kranken- und Unfallversicherung) vor. Der Stundenansatz für 

das Vorbereiten von Sitzungen und das Verfassen von Berichten beträgt 180 Franken bei Selbstständigen (bei der 

Ausgleichskasse als Selbstständigerwerbende gemeldet) bzw. 110 Franken bei Angestellten. 

2.2.2 Beisitzende, die nach Spezialgesetzgebung entschädigt werden 

Neben den Beisitzenden, die nach dem Justizgesetz ernannt werden, gibt es auch in anderen Instanzen Beisitzende. 

Ihr Einsatz beruht auf der Spezialgesetzgebung, die auch eine besondere Regelung für ihre Entschädigung vorsieht. 

Zu dieser Kategorie gehören die Beisitzenden der folgenden Behörden: 

> Die Schlichtungskommission für die Gleichstellung der Geschlechter im Erwerbsleben entschädigt ihre 

Beisitzenden mit 120 Franken pro Halbtag. 

> Die Enteignungskommission arbeitet mit Beisitzenden, deren Entschädigungen in Anwendung von Artikel 149 

des Gesetzes über die Enteignung (EntG) vom Staatsrat festgesetzt werden. Sie erhalten 100 Franken pro Stunde 

bzw. 125 Franken pro Stunde für selbstständigerwerbende Mitglieder technischer Berufe. Wenn eine Beisitzerin 

oder ein Beisitzer jedoch ausserhalb der Sitzungen technische Arbeiten ausführen oder Gutachten verfassen 

muss, wird sie oder er nach dem berufsüblichen Tarif entschädigt. 

> Die Rekurskommission für die Ersterhebung entschädigt ihre Beisitzenden gemäss der Verordnung über die 

Entschädigung der Mitglieder der Kommissionen des Staates2. 

Bei den Spezialgesetzen, die den Einsatz von Beisitzenden vorsehen, gibt es noch eine besondere Kategorie, in der 

die Beisitzenden mit Verweis auf Artikel 79a JR oder sinngemäss entschädigt werden. Diese Kategorie betrifft die 

folgenden Beisitzenden: 

                                                        
1 Justizreglement (SGF 130.11; JR). 
2 Verordnung über die Entschädigung der Mitglieder der Kommissionen des Staates (SGF 122.8.41) und Artikel 3 Abs. 2 des Reglements 

über die amtliche Vermessung (SGF 214.6.11; AVR). 
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> die Beisitzenden der Rekurskommission für Bodenverbesserungen3; 

> die Beisitzenden der Rekurskommission der Universität Freiburg4. 

Da sich das Postulat auf die Entschädigung von nebenberuflichen Richterinnen und Richtern bezieht, die nach 

Artikel 79a JR entschädigt werden, befasst sich der vorliegende Bericht nur mit den nebenberuflichen Richterinnen 

und Richtern, die durch das Justizgesetz eingesetzt werden. 

2.2.3 Auslagen der nebenberuflichen Richterinnen und Richter 

Reisekosten 

Artikel 79d JR sieht vor, dass sich die Entschädigung für Dienstreisen der Beisitzenden nach den Bedingungen des 

Reglements über das Staatspersonal5 richtet. 

Als Dienstreise gilt eine Reise, wenn Mitarbeitende ihre Aufgaben in Zusammenhang mit ihrer Funktion 

vorübergehend ausserhalb ihres üblichen Arbeitsortes ausüben6. Als Dienstreise gelten insbesondere die externe 

Ausübung der eigenen Aufgaben (auf Anweisung), die Anwesenheit an externen geschäftlichen Sitzungen, die von 

der vorgesetzten Person verlangte Teilnahme an Tagungen, Fachseminaren und Messen, die für den Arbeitgeber Staat 

von Interesse sind (Vertretung des Amtes, Pflege des Kontaktpersonennetzes)6. Der übliche Arbeitsort entspricht dem 

Anstellungsort der Mitarbeitenden6. 

Die Reisezeit wird wie folgt vergütet7: Die Dienstreisen werden entsprechend der tatsächlich geleisteten 

Arbeitsstunden (effektive Zeit) bis zur Höchstdauer von 8.24 Stunden pro Tag (Obergrenze) angerechnet. Nur die am 

üblichen Arbeitsort vor oder nach dem Aussendienst geleisteten Arbeitsstunden können zusätzlich erfasst werden8. 

Daraus folgt, dass Reisen vom üblichen Arbeitsort (Sitz der Behörde, für die die/der Beisitzende arbeitet) zum 

Sitzungsort und die Arbeitszeit entschädigt werden. Die Strecke vom Wohnort zum üblichen Arbeitsort wird nicht 

entschädigt und gilt nicht als Arbeitszeit9. 

Verpflegungskosten 

Die Bestimmungen des Reglements über das Staatspersonal gelten sinngemäss für Verpflegungskosten10. Wenn eine 

Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter also wegen einer Dienstreise für das Mittagessen nicht an ihren oder seinen Wohnort 

oder den üblichen Arbeitsort zurückkehren kann, hat sie oder er Anspruch auf eine Verpflegungsentschädigung, sofern 

die beiden folgenden Bedingungen erfüllt sind: 

a) die Dienstreise muss mehr als vier Stunden dauern; 

b) die Dienstreise muss sich ganz über mindestens eine der folgenden Zeitspannen erstrecken: 

> von 6 Uhr bis 9 Uhr; 

> von 11.30 Uhr bis 14 Uhr; 

> von 18 Uhr bis 21 Uhr. 

Die Vergütung der Verpflegungskosten erfolgt durch die folgenden Pauschalbeträge: 

> für das Frühstück: 7.90 Franken; 

> ür eine Hauptmahlzeit: 23 Franken. 

Die Essenspause zählt nicht als Arbeitszeit. 

                                                        
3 Art. 85a des Ausführungsreglements zum Gesetz über die Bodenverbesserungen (SGF 917.11). 
4 Art. 47b Abs. 4 des Gesetzes über die Universität (SGF 431.01; UniG). 
5 Reglement über das Staatspersonal (SGF 122.70.11; StPR). 
6 Art. 3.1, 3.2 und 3.3 der Richtlinien vom 30. August 2016 über die Dienstreisen. 
7 Art. 3 Abs. 1 Bst. d des Reglements über die Arbeitszeit des Staatspersonals (SGF 122.70.12). 
8 Art. 18 der Richtlinien vom 30. August 2016 über die Dienstreisen. 
9 Art. 19 der Richtlinien vom 30. August 2016 über die Dienstreisen. 
10 Art. 79d Abs. 1 des Justizreglements (SGF 130.11; JR). 
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3 Kantonsvergleich 

— 

Der Tarif für Beisitzerinnen und Beisitzer unterscheidet sich von Kanton zu Kanton je nach Instanz stark. Deshalb 

muss für jeden Kanton ermittelt werden, welche Richterinnen und Richter der eingangs festgelegten Definition für 

die Beisitzenden entsprechen, wie hoch ihre Entschädigung ist und ob ihnen Auslagen vergütet werden. 

3.1 Tarife 

3.1.1 Bern 

Im System des Kantons Bern gibt es hauptamtliche und nebenamtliche Richterinnen und Richter. Hauptamtliche 

Richterinnen und Richter gehen neben ihrem Amt keiner anderen Haupttätigkeit nach, während nebenamtliche 

Richterinnen und Richter ihr Amt in der Regel neben einer anderen, nicht richterlichen Tätigkeit ausüben11. 

Einige Richterinnen und Richter verfügen über ein den Prozessgegenstand betreffendes Fachwissen, ohne eine 

juristische Ausbildung zu haben. Sie werden Fachrichterinnen und Fachrichter genannt11. 

Schliesslich setzt auch der Kanton Bern Laienrichterinnen und Laienrichter ein. Diese müssen nicht über eine 

juristische Ausbildung verfügen. Sie üben berufsmässig keine juristische Tätigkeit aus11. 

Fachrichterinnen und Fachrichter tagen im Handelsgericht, im Kindes- und Erwachsenenschutzgericht, im Jugend-

gericht, in der Steuerrekurskommission, in der Rekurskommission für Massnahmen gegenüber Fahrzeugführerinnen 

und Fahrzeugführern, in der Enteignungsschätzungskommission, in der Bodenverbesserungskommission, in den 

Regionalgerichten und in den regionalen Schlichtungsbehörden12. 

Laienrichterinnen und Laienrichter ohne juristische Ausbildung tagen in den Regionalgerichten und entscheiden nur 

in Straf- und Jugendstrafsachen und in einigen arbeitsrechtlichen Verfahren13. 

Die nebenamtlichen Richterinnen und Richter sowie die Fachrichterinnen und Fachrichter erhalten für ihre 

Mitwirkung eine angemessene Entschädigung14, die wie folgt aufgeschlüsselt ist15: 

 Jugend-
gericht 

Steuer- 
rekurs-
kommission 

Rekurskommission für 
Massnahmen gegenüber 
Fahrzeugführerinnen und 
Fahrzeugführern 

Enteignungs-
schätzungs-
kommission 

Boden-
verbesserungs-
kommission 

Regionale 
Schlichtungs-
behörden 

Regional-
gerichte 

Taggeld pro 
Sitzungstag 

261.- 261.- 

Vergütung pro 
Geschäft 

50.– bis 251.– 50.– bis 251.– 

Zulage für 
Referat oder 
Koreferat 

261.– bis 1305.– 261.– bis 1305.– 

Zulage für 
Aktenstudium, 
pro Geschäft 

50.– bis 201.– 50.– bis 1004.– 

Die Mitglieder der kantonalen Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden üben ihre Tätigkeit nur hauptberuflich 

(Volloder Teilzeitpensum) aus16  und verfügen über einen Arbeitsvertrag. Wenn eine kantonale Kindes- und 

                                                        
11 Art. 20 des Gesetzes über die Organisation der Gerichtsbehörden und der Staatsanwaltschaft (BSG 161.1; GSOG). 
12 Art. 45, 67, 69, 74, 76, 78, 81 und 84 des Gesetzes über die Organisation der Gerichtsbehörden und der Staatsanwaltschaft  

(BSG 161.1; GSOG). 
13 Art. 81 des Gesetzes über die Organisation der Gerichtsbehörden und der Staatsanwaltschaft (BSG 161.1; GSOG). 
14 Art. 31 des Gesetzes über die Organisation der Gerichtsbehörden und der Staatsanwaltschaft (BSG 161.1; GSOG). 
15 Dekret über die Entschädigung der nebenamtlichen Richterinnen und Richter (BSG 166.1; EnRD). 
16 Art. 9 des Gesetzes über den Kindes- und Erwachsenenschutz (BSG 213.316; KESG), 
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Erwachsenenschutzbehörde es für ihren ordnungsgemässen Betrieb als notwendig erachtet, können für eine befristete 

Zeit oder für ein einzelnes Geschäft ausserordentliche Mitglieder ernannt werden. Wenn diese nicht bereits in einem 

Arbeitsverhältnis mit dem Kanton stehen, wird ihre Entschädigung in einem Vertrag vereinbart. Die Entschädigung 

besteht aus einem Beitrag an die Infrastrukturkosten und einer Vergütung des geleisteten Zeitaufwands. Der 

Stundenansatz beträgt bei Selbstständigerwerbenden 150 Franken und bei allen übrigen Personen 100 Franken17. 

3.1.2 Wallis 

Der Kanton Wallis zieht in der steuerrechtlichen Abteilung des Kantonsgerichts Beisitzende bei. Diese müssen über 

besondere berufliche Fähigkeiten in den Bereichen Steuern, Steuerrecht, Treuhandwesen oder treuhänderische 

Vermögensverwaltung verfügen18. Es handelt sich um eine Tätigkeit auf Abruf. 

Auch das Jugendgericht setzt nebenberufliche Beisitzende ein19. 

Die Beisitzenden dieser beiden Instanzen erhalten Entschädigungen in der Höhe von 500 Franken pro Tag und 

300 Franken pro Halbtag. Für Sitzungen, die weniger als drei Stunden dauern, wird eine Entschädigung von 70 Franken 

pro Stunde gewährt. Für das Verfassen eines Rapports oder des Urteils wird überdies eine Entschädigung von 200 –

1400 Franken zugesprochen. Darüber hinaus erhalten die Beisitzenden eine jährliche Pauschalentschädigung von 

4000 Franken20. 

Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde kann in besonderen Fällen eine Beisitzerin oder einen Beisitzer mit den 

notwendigen Fachkenntnissen, namentlich in den Bereichen Erziehung, Pädagogik, Medizin, Psychologie oder 

treuhänderische Vermögensverwaltung21, beiziehen. Die Entlöhnung der Beisitzenden wird mittels 

Branchenvereinbarungen geregelt22. 

Die Schlichtungskommission für Streitigkeiten gemäss Bundesgesetz über die Gleichstellung nimmt alle 

Schlichtungsanträge entgegen. Sie tagt mit fünf Mitgliedern, das heisst mit einem Präsidenten oder einer Präsidentin 

und vier Beisitzenden in einer dreifach paritätischen Vertretung (Frauen/Männer, Arbeitgeber/Arbeitnehmer und 

Staat/Privatwirtschaft). Die Beisitzenden werden mit 350 Franken pro Tag und 200 Franken pro Halbtag entschädigt. 

Für Sitzungen, die weniger als drei Stunden dauern, wird eine Entschädigung von 50 Franken pro Stunde gewährt. 

Für die Vorbereitung werden sie zusätzlich mit 150 Franken pro Tag bzw. 100 Franken pro Halbtag entschädigt23. 

3.1.3 Jura 

Der Kanton Jura zieht in verschiedenen Gremien Beisitzende mit verschiedenen Profilen und Status bei: 

> Bei Fällen, die in die Zuständigkeit des Strafgerichts fallen, kann jede/r (ständige oder Ersatz-) Richter/in als 

Beisitzerin oder Beisitzer fungieren24. 

> Die Richterinnen und Richter des Arbeitsgerichts werden vor jeder Sitzung von einer Präsidentin oder einem 

Präsidenten aus einer Gruppe hauptamtlicher Beisitzender gewählt, die je zur Hälfte Arbeitgebende und 

Arbeitnehmende vertreten25. 

> Das Miet- und Pachtgericht tagt unter dem Vorsitz einer Richterin oder eines Richters des erstinstanzlichen 

Gerichts und ansonsten mit Beisitzenden, welche die Mieter/innen bzw. Vermieter/innen von Einzelwohnungen 

                                                        
17 Art. 3 der Verordnung über den Kindes- und Erwachsenenschutz (BSG 213.316.1; KESV), 
18 Art. 14 Abs. 2 und 27 Abs. 3 des Walliser Gesetzes über die Rechtspflege (SGS 173.1; RPflG), 
19 Art. 13 des Walliser Gesetzes über die Rechtspflege (SGS 173.1; RPflG), 
20 Art. 9 des Gesetzes betreffend die Gehälter der Gerichtsbehörden und der Vertreter der Staatsanwaltschaft (SGS 173.12), 
21 Art. 14 des Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch (SGS 211.1; EGZGB), 
22 Art. 12 der Verordnung über den Kindes- und Erwachsenenschutz (SGS 211.50; VKES), 
23 Art. 1 des Beschlusses betreffend die Entschädigungen an die Mitglieder des Arbeitsgerichtes und der Kantonalen Schlichtungs-

kommission für Streitigkeiten nach dem Bundesgesetz über die Gleichstellung (SGS 822.103). 
24 Art. 8 Abs. 3 des Règlement du Tribunal de première instance (RSJU 182.21). 
25 Art. 11 der Loi instituant le Conseil des prud’hommes (RSJU 182.34). 



 

7 

und Geschäftslokalen sowie die Pächter/innen und Verpächter/innen von landwirtschaftlichen Betrieben 

vertreten26. 

> Das Jugendgericht tagt mit zwei Beisitzenden, die über eine ausreichende Ausbildung oder Erfahrung im 

Erziehungs- oder Sozialbereich verfügen müssen27. 

All diese Beisitzenden haben Anspruch auf folgende Entschädigungen: 

a) 240 Franken pro Tag, wenn die Sitzung mindestens fünf Stunden dauert; 

b) 140 Franken pro Halbtag, wenn die Sitzung mindestens drei Stunden dauert; 

c) 40 Franken pro Stunde, wenn die Sitzung weniger als drei Stunden dauert. 

Für das Aktenstudium haben die Beisitzenden Anspruch auf eine Entschädigung von 40 Franken pro Arbeitsstunde28. 

Im Kindes- und Erwachsenenschutz werden nichtständige Mitglieder ernannt, darunter befinden sich unter anderem 

eine Allgemeinmedizinerin oder ein Allgemeinmediziner bzw. eine Kinderärztin oder ein Kinderarzt, eine 

Psychiaterin oder ein Psychiater und eine Person aus dem Finanz- oder Treuhandbereich29. Die nichtständigen 

Mitglieder werden wie die Ersatzrichterinnen und Ersatzrichter der Kantonsgerichte entschädigt, das heisst: 

400 Franken pro Tag, wenn die Sitzung mindestens fünf Stunden dauert; 250 Franken pro Halbtag, wenn die Sitzung 

mindestens drei Stunden dauert; 70 Franken pro Stunde, wenn die Sitzung weniger als drei Stunden dauert, und 

70 Franken pro Stunde für die Vorbereitung30. 

3.1.4 Neuenburg 

In der Neuenburger Gesetzgebung wird die Bezeichnung Beisitzende/r nur für Personen verwendet, die an Sitzungen im 

Jugendstrafgericht31 und in der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde32 teilnehmen. Der Kanton Neuenburg sieht für 

die Mitglieder der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde, die über berufliche Kompetenzen in den Bereichen 

Psychologie, Soziales, Pädagogik, Buchhaltung oder Sozialversicherungen verfügen, eine Entschädigung von 

80 Franken pro Stunde vor. Ärztinnen und Ärzte, Versicherungsmathematikerinnen und Versicherungsmathematiker 

sowie Mitglieder, die im Immobilienbereich oder in der Vermögensverwaltung tätig sind, erhalten 180 Franken pro 

Stunde33. 

In mietrechtlichen Streitigkeiten (Miete oder Pacht von Wohnungen oder Geschäftslokalen, landwirtschaftliche 

Pacht) besteht die Schlichtungsbehörde aus einem Richter oder einer Richterin, der/die den Vorsitz führt, und aus je 

einer Vertretung von Mieter- und Vermieterschaft. Bei arbeitsrechtlichen Streitigkeiten wird der Präsident oder die 

Präsidentin ebenfalls von Vertretenden der Arbeitgebenden und Arbeitnehmenden unterstützt. Das gleiche System 

gilt auch im Bereich der Gleichstellung von Frau und Mann, mit Vertreterinnen und Vertretern für diesen Bereich. 

3.1.5 Waadt 

Der Kanton Waadt setzt in den folgenden Behörden Beisitzende, das heisst nebenamtliche Richterinnen und Richter34 

ein: in den Friedensgerichten und Arbeitsgerichten, im Mietgericht und im Jugendgericht sowie am Verwaltungs-

gerichtshof und am Sozialversicherungsgerichtshof35. Sie werden wie folgt entschädigt36: 

                                                        
26 Art. 7 und 9 der Loi instituant le Tribunal des baux à loyer et à ferme (RSJU 182.35). 
27 Art. 10 der Loi relative à la justice pénale des mineurs (RSJU 182.51; LJPM). 
28 Art. 6 und 9 des Décret concernant les indemnités journalières et de déplacement dans l’administration de la justice et des tribunaux 

(RSJU 186.1). 
29 Art. 6 der Loi sur l’organisation de la protection de l’enfant et de l’adulte (RSJU 213.1). 
30 Art. 5 der Ordonnance concernant la protection de l’enfant et de l’adulte (RSJU 213.11). 
31 Art. 21 der Loi d’organisation judiciaire (RSN 161.1; OJN),  
32 Art. 90a der Loi d’organisation judiciaire (RSN 161.1; OJN).  
33 Arrêté fixant l’indemnisation des membres de l’Autorité de protection de l’enfant et de l’adulte (nicht publiziert). 
34 A contrario Art. 17 der Loi d’organisation judiciaire (RSV 173.01 ; LOJV). 
35 Art. 23, 23a und 107 der Loi d’organisation judiciaire (RSV 173.01; LOJV).  
36 Unveröffentlichtes Dokument über die Entschädigung von Richterinnen und Richtern sowie Justizbeamtinnen und Justizbeamten.  

https://www.ne.ch/autorites/PJNE/magistrature-judiciaire/Pages/Representants-BAIL.aspx
https://www.ne.ch/autorites/PJNE/magistrature-judiciaire/Pages/Representants-BAIL.aspx
https://www.ne.ch/autorites/PJNE/magistrature-judiciaire/Pages/Representants-BAIL.aspx
https://www.ne.ch/autorites/PJNE/magistrature-judiciaire/Pages/Representants-TRAV.aspx
https://www.ne.ch/autorites/PJNE/magistrature-judiciaire/Pages/Representants-EGALITE.aspx
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Die Beisitzenden des Sozialversicherungsgerichtshofs und des Verwaltungsgerichtshofs erhalten pro Stunde 
Aktenstudium und Sitzung eine Entschädigung von: 

60.- 

Beisitzende des Mietgerichts: 
- für halbtägige Sitzungen 
- für ganztägige Sitzungen 
- für Sitzungen, in denen nur das Urteil verlesen wird 

 
150.- 
290.- 
44.- 

Beisitzende des Jugendgerichts: 
- Vorbereitung der Akten 
- Aktenstudium 
- Untersuchungsmassnahmen 
- Sitzungen 
- jugendstrafrechtliche Besuche 

 
 
50.–/Std. 
22.–/Std. 

Beisitzende der Friedensgerichte: 
- für das Aktenstudium, das eine besondere Vorladung und geheime Verhandlung zur Folge hat  

(z. B. Immobilienverkauf, Erbteilungsvertrag) 
- für die Sitzung, Halbtag 
- für die Sitzung, auf Vorladung, für besondere Fälle 
- für die Suche und Einsetzung eines Vormunds oder Beistands, inkl. Inventaraufnahme pro bestellte Person 
- für die Beratung oder Unterstützung eines Vormunds oder Beistands: pro Beratung oder Unterstützung 
- für die Prüfung und Genehmigung eines Jahresabschlusses und -berichts: pro Kontrolle 
- für die Kindsanhörung: pro Aktenstudium/Anhörung 
Wenn sich die Suche schwierig gestaltet oder Mehrarbeit geleistet wurde oder bei komplexen finanziellen 
Verhältnissen kann die Friedensrichterin oder der Friedensrichter die Entschädigungen verdoppeln. 

 
30.–/Fall 
 
120.– 
40.– 
100.– 
 
20.– 
60.– 
30.–/ 50.– 

Beisitzende der Arbeitsgerichte: 
- für Aktenstudium und Sitzung, unabhängig von der Zahl der Fälle 

 
150.– 

3.1.6 Genf 

Die Genfer Instanzen, die Beisitzende einsetzen (s. Details in der untenstehenden Tariftabelle), arbeiten mit einer 

bestimmten Anzahl hauptamtlicher Richterinnen und Richter, der gleichen Anzahl Ersatzrichterinnen und 

Ersatzrichter sowie Beisitzender, die entweder Sachverständige in ihrem Tätigkeitsbereich sind (Ärztin/Arzt, 

Erziehungsfachperson, Anwältin/Anwalt, Revisionsexpertin/Revisionsexperte usw.) oder bestimmte Gruppen wie die 

Mieterschaft, die Immobilienbranche oder die Sozialpartner vertreten. 

Der Tarif der Beisitzenden ist sehr ausführlich geregelt und lässt sich wie folgt zusammenfassen: 

 Mietkommission 
und -gericht 

Strafgericht Arbeitsgericht Jugendgericht Verwaltungsgericht, 
1. Instanz 

Gerichtshof 

Tarif für die 
1. Stunde 

190.– 100.– 190.– 200.– 190.– 200.– 

Pro zusätzliche 
Stunde 

30.–/Std. 100.–/Std. 30.–/Std. 50.–/Std. 30.–/Std. 30.–/Std. 

Aktenstudium und 
Vorberei-tung der 
Verhandlungen 

150.– pauschal 75.–/Std. 60.–/Std. 
(Beisitzende) 
80.–/Std. 
(beisitzende 
Vermittler/innen) 

60.–/Std. 150.– pauschal 60.–/Std. 
(ohne Verf. des 
Urteils) 
160.–/Std.  
(mit Verf. des 
Urteils) 

Gruppenleitung  500.-/Jahr     

Das Kindes- und Erwachsenenschutzgericht ist mit neun Stellen für hauptamtliche Richterinnen und Richter und der 

gleichen Anzahl für Ersatzrichterinnen und Ersatzrichter ausgestattet. Darüber hinaus werden auch Beisitzende 

beigezogen. Es handelt sich um Psychiaterinnen und Psychiater, Psychologinnen und Psychologen, Sozialarbeitende 

und andere Fachpersonen aus dem Sozialbereich oder Mitglieder von Organisationen, die sich gemäss Statuten seit 
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mehr als fünf Jahren für die Rechte von Patientinnen und Patienten einsetzen. Die Beisitzenden werden ausserhalb 

der Verwaltung rekrutiert37. 

Die Entschädigungen der Beisitzenden des Kindes- und Erwachsenenschutzgerichts richtet sich nach einem eigenen 

Reglement und präsentiert sich wie folgt38: 

 Kindes- und Erwachsenenschutzgericht 

Beisitzende Psychiater/innen Psychologinnen/Psychologen Sozialarbeitende / 
Fachpersonen aus dem 
Sozialbereich 

Mitglieder von Organisationen, 
die sich gemäss Statuten seit 
mehr als fünf Jahren für die 
Rechte von Patientinnen und 
Patienten einsetzen 

Aktenstudium / 
Verhandlung / 
Beratung 

200.–/Std. 130.–/Std. 100.–/Std. 80.–/Std. 

 Bei regelmässiger Tätigkeit vereinbart die Justizverwaltungskommission auf Antrag des Gerichts eine 
garantierte Tätigkeit und Vergütung für alle oder einen Teil der Beisitzenden. 
Wenn ein/e Psychiater/in in einem Monat mehr als 20 Stunden als Beisitzende/r gearbeitet hat, so dürfen 
diese zusätzlichen Stunden höchstens mit dem Bruttostundentarif der Gehaltsklasse 29 des Gesetzes 
über die Besoldung des Staatspersonals entschädigt werden, und bei beisitzenden 
Psychologinnen/Psychologen, Sozialarbeitenden und anderen Fachpersonen aus dem Sozialbereich oder 
Mitgliedern von Organisationen, die sich gemäss Statuten seit mehr als fünf Jahren für die Rechte von 
Patientinnen/Patienten einsetzen, höchstens mit dem Bruttostundentarif der Gehaltsklasse 20. 

3.1.7 Zusammenfassung 

Aus den obigen Ausführungen geht hervor, dass alle Kantone über beisitzende Richterinnen und Richter verfügen, 

die in den Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden tätig sind. Im Kanton Bern geniessen sie einen besonderen 

Status, da sie einen Arbeitsvertrag erhalten. Ebenso sieht der Kanton Genf vor, dass die Justizverwaltungs-

kommission auf Antrag des Gerichts bei regelmässiger Tätigkeit eine garantierte Tätigkeit und Vergütung für alle 

oder einen Teil der Beisitzenden vereinbart. In den übrigen Kantonen – mit Ausnahme des Kantons Jura – gelten für 

sie jedoch besondere Regelungen und ein Tarif, der den Hauptberuf der Beisitzenden berücksichtigt. 

Die meisten Kantone greifen in den Strafgerichten oder zumindest in den Jugendstrafgerichten auf die Unterstützung 

von Beisitzenden zurück. Bei den Zivilgerichten ist dies jedoch nicht der Fall: In vielen Kantonen ist ihr Einsatz auf 

die Miet- und Arbeitsgerichte beschränkt. In Verwaltungsgerichten werden Beisitzende seltener eingesetzt. 

Für die Vorbereitung der Verhandlungen gilt sehr oft ein ähnlicher Stundensatz wie für die Verhandlungen selbst. 

Nachfolgend werden die Tarife ohne Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden verglichen: 

KANTON Pro Stunde 
oder für die 
1. Stunde 

Pro 
zusätzliche 
Stunde 

Halbtag Ganztag Bemerkungen 

GENF Besondere Tarife je nach Instanz 

BERN    261.– Zusätzliche Entschädigungen möglich 

JURA 40.–  140.– 240.–  

WALLIS 70.–  300.– 500.– Zusätzliche Entschädigungen möglich 

WAADT Besondere Tarife je nach Instanz 

NEUENBURG 80.– bis 180.–     

FREIBURG 60.–*  125.– 190.– * Tarif für Verhandlungen von weniger 
als zwei Stunden 

                                                        
37 Art. 103 der Loi sur l’organisation judiciaire (RSG E2 05; LOJ). 
38 Règlement relatif aux juges assesseurs et aux juges suppléants du Tribunal de protection de l'adulte et de l'enfant (RSG E 2 05.08 ; 

RJTPAE). 
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3.2 Auslagen 

In den meisten kantonalen Gesetzen gilt der Grundsatz, dass Reise- und Verpflegungskosten in Anlehnung an die 

Gesetzgebung über das Staatspersonal entschädigt werden. Im Einzelnen präsentiert sich die Situation wie folgt: 

> Das Dekret des Kantons Bern über die Entschädigung der nebenamtlichen Richterinnen und Richter sieht in den 

Artikeln 2 und 7 vor, dass sich der Ersatz von Auslagen sinngemäss nach den entsprechenden Vorschriften der 

Personalgesetzgebung richtet und dass der Anspruch auf ein ganzes Taggeld unabhängig von der Dauer der 

Sitzung am betreffenden Tag besteht, wobei damit allfällige Auslagen für Hauptmahlzeiten oder 

Zwischenverpflegungen abgegolten sind. Dienstreisen39 und Mahlzeiten40, die aus dienstlichen Gründen 

auswärts eingenommen werden müssen, werden entschädigt. 

> Im Kanton Wallis beziehen die Mitglieder der Gerichtsbehörden dieselben Reiseentschädigungen wie das 

Personal der kantonalen Verwaltung41, das heisst, dass Staatsangestellte für die aus ihrer Tätigkeit im 

Aussendienst erwachsenden Verpflegungs-42 und Reisekosten43 (d. h. eine Entschädigung für die Reise vom 

üblichen Arbeitsort oder – wenn dieser näher liegt – vom Wohnort zum Bestimmungsort44) Anspruch auf 

Entschädigung haben. 

> Die Beisitzenden des Kantons Jura haben Anspruch auf die für das Staatspersonal vorgesehene Entschädigung pro 

Kilometer (berechnet für die Hin- und Rückreise auf dem kürzesten Weg) und auf die Verpflegungsentschädigung 

für jede Dienstreise, die sie daran hindert, ihre Mahlzeiten wie gewohnt einzunehmen45. Ausserdem gilt die für die 

Hin- und Rückreise benötigte Zeit als Sitzungszeit46. Die Beisitzenden der Kindes- und 

Erwachsenenschutzbehörden werden gleich behandelt47. 

> Im Kanton Neuenburg ist für die Festsetzung der Verpflegungs-, Unterkunfts- und Transportkosten das 

Reglement über die Entschädigungen für die Inhaberinnen und Inhaber öffentlicher Ämter48 sinngemäss 

anwendbar. So werden Hauptmahlzeiten, die aufgrund einer dienstlichen Verpflichtung und Reise nicht am 

Wohnort eingenommen werden können, vergütet49. Die Kosten für Dienstreisen werden erstattet, jene für die 

Fahrt vom Wohnort zum üblichen Arbeitsort hingegen nicht50. 

> Gemäss unveröffentlichten Dokumenten des Kantons Waadt werden die Auslagen von Beisitzenden tendenziell 

nicht vergütet. 

> Der Kanton Genf sieht keine Spesenentschädigung vor. 

Während also zwei Kantone keine Spesenentschädigung für ihre Beisitzenden vorsehen oder zumindest vorzusehen 

scheinen, verweisen die übrigen Kantone auf die Staatspersonalgesetzgebung oder auf die Gesetzgebung über die 

Inhaberinnen und Inhaber öffentlicher Ämter. 

                                                        
39 Art. 109 der Personalverordnung (BSG 153.011.1; PV). 
40 Art. 103 der Personalverordnung (BSG 153.011.1; PV). 
41 Art. 12 des Gesetzes betreffend die Gehälter der Gerichtsbehörden und der Vertreter der Staatsanwaltschaft (SGS 173.12). 
42 Art. 4 des Walliser Spesenreglements (SGS 172.431). 
43 Art. 25 des Gesetzes über die Besoldung der Angestellten des Staates Wallis (SGS 172.4). 
44 Art. 7 des Walliser Spesenreglements (SGS 172.431). 
45 Art. 4 der Ordonnance concernant le remboursement des dépenses du personnel de l’Etat (RSJU 173.461). 
46 Art. 11 des Décret concernant les indemnités journalières et de déplacement dans l’administration de la justice et des tribunaux  (RSJU 

186.1). 
47 Art. 5 der Ordonnance concernant la protection de l’enfant et de l’adulte (RSJU 213.11). 
48 Règlement concernant les indemnités versées aux titulaires de fonctions publiques (RSNE 152.511.2). 
49 Art. 1 des Règlement concernant les indemnités versées aux titulaires de fonctions publiques (RSNE 152.511.2). 
50 Art. 3 des Règlement concernant les indemnités versées aux titulaires de fonctions publiques (RSNE 152.511.2). 
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4 Entwicklung von Bezahlung und Spesenregelung der Beisitzenden 

— 

4.1 Voraussichtliche Entwicklung 

Der interkantonale Vergleich zeigt, dass es sinnvoll ist, den Beisitzenden der Friedensgerichte eine andere 

Entschädigung zuzusprechen als jenen der übrigen Behörden. Bei diesen Beisitzenden handelt es sich fast immer um 

nebenamtliche Richterinnen und Richter, da sie nicht regelmässig an Sitzungen teilnehmen. Sie entscheiden in einem 

Kollegialgericht und werden immer wegen ihrer besonderen (beruflichen) Fähigkeiten eingesetzt. Die Anforderung, 

dass sie über solche, äusserst fachspezifischen Kompetenzen (namentlich im Finanz- oder Immobilienbereich oder in 

der Medizin) verfügen müssen, rechtfertigt einen angemessenen Tarif. Ein solcher Tarif würde auch dazu beitragen, 

dass sich mehr Personen dafür interessieren, eine solche Aufgabe zu übernehmen. 

Darüber hinaus sollte gründlich geprüft werden, ob in den Zivilgerichten weiterhin Beisitzende eingesetzt werden 

sollen. Im Kanton Bern, der abgesehen von Sonderfällen wie den Miet- und Arbeitsgerichten, keine zivilgerichtlichen 

Beisitzenden mehr beizieht, hat sich gezeigt, dass auf diese Weise die Schwerfälligkeit der Gerichtsverfahren 

reduziert werden kann. 

Diese Überlegungen werden in die laufende Umsetzung der Analyse der Gerichtsbehörden einbezogen. 

4.2 Erhöhung des Tarifs nach Artikel 79 JR 

Dem Antrag der Petitionsurheber entsprechend gilt es zu ermitteln, welcher Tarif angemessen wäre. 

Um den Tarif von Artikel 79a JR angemessen festzulegen, muss – wie unter Punkt 4.1 erwähnt – berücksichtigt 

werden, dass diese Bestimmung in Zukunft für spezialisierte Beisitzende nicht mehr gelten wird, da die 

«gewöhnlichen» Beisitzenden der Zivilgerichte möglicherweise abgeschafft werden. 

Der zukünftige Tarif würde also ausschliesslich auf nebenberufliche Beisitzende angewandt, die Berufsrichterinnen 

und Berufsrichter mit ihrer Lebenserfahrung unterstützen. 

Die Festlegung des neuen Tarifs wird im Rahmen der Umsetzung der Analyse der Gerichtsbehörden geprüft. 

Das Aktenstudium sollte ebenfalls entschädigt werden. 

4.3 Spesenvergütung für nebenberufliche Richterinnen und Richter 

Für die anderen Auslagen (Reise- und Verpflegungskosten) wird wie bei der Mehrheit der Kantone vorgeschlagen, 

weiterhin die Bestimmungen des Reglements über das Staatspersonal sinngemäss anzuwenden, wie es Artikel 79d JR 

vorsieht. 

4.4 Auswirkungen der Tariferhöhung 

Derzeit liegt der Tarif der Beisitzenden bei durchschnittlich 28 Franken pro Stunde. Die Zahl der geleisteten Stunden 

belief sich auf 40 688,25 (berechnet auf der Grundlage des Durchschnittstarifs). Da die Festlegung des neuen Tarifs 

im Rahmen der Umsetzung der Analyse der Gerichtsbehörden geprüft wird, ist es sinnlos, die finanziellen 

Auswirkungen der Tariferhöhung in diesem Stadium zu bewerten. Die finanziellen Auswirkungen werden daher vom 

Staatsrat im Rahmen des üblichen Verfahrens einer Tarifrevision festgelegt. 

Die Kosten für die Entschädigung der Sitzungsvorbereitung und des Aktenstudiums können leider nicht beziffert 

werden, da keine Informationen über die dafür aufgewendeten Stunden vorliegen. 
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5 Fazit 

— 

Der vorliegende Bericht zeigt, dass die Entschädigung der Freiburger Beisitzenden im Vergleich zu den anderen 

Westschweizer Kantonen zu tief ist. Es besteht daher die Notwendigkeit, die Tarife und die Spesenvergütung, die den 

Beisitzenden gewährt werden, zu erhöhen. 

Die Frage, ob für die Beisitzenden der Friedensgerichte besondere Tarife festgelegt und weiterhin in allen Instanzen 

und insbesondere in den Zivilgerichtshöfen Beisitzende eingesetzt werden sollen, wird im Rahmen der Umsetzung 

der Analyse der Gerichtsbehörden geprüft. 

Gestützt auf die Vorschläge, die bei der Umsetzung der Analyse der Gerichtsbehörden gemacht werden, wird die 

Sicherheits-, Justiz- und Sportdirektion eine Änderung des Justizreglements in die Vernehmlassung geben, um die 

Art der Vergütung und den Tarif der Beisitzenden anzupassen. 

Der Staatsrat lädt den Grossen Rat ein, den vorliegenden Bericht zur Kenntnis zu nehmen. 
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